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Nur noch schwacher Rückgang 
der industriellen Kohlendioxid-
emissionen 

Die deutsche Industrie hat seit Mitte der 90er Jahre mehrfach Selbstverpflich-
tungserklärungen darüber abgegeben, durch eigene besondere und zusätzliche 
Anstrengungen einen Beitrag zur Erfüllung der von der Bundesregierung verfolg-
ten Klimaschutzziele zu leisten. Tatsächlich waren die direkten CO2-Emissionen in 
der Industrie nach ersten Berechnungen im Jahre 2001 fast um ein Drittel gerin-
ger als im Basisjahr 1990; gleichzeitig sind die spezifischen Emissionen in ähn-
licher Größenordnung zurückgegangen. Unabhängig davon, in welchem Umfang 
hierzu auch die Selbstverpflichtungen beigetragen haben, ist zu erkennen, dass 
sich der absolute Emissionsrückgang in der zweiten Hälfte der 90er Jahre erheb-
lich abgeschwächt hat. So sanken die Emissionen im Zeitraum 1995 bis 2001 jah-
resdurchschnittlich nur noch um gut 2 Mill. t gegenüber rund 8,5 Mill. t in den 
vorangegangenen fünf Jahren. Andererseits haben sich die spezifischen CO,-
Emissionen zuletzt weitaus schneller vermindert als in den Vorjahren. 

Vor diesem Hintergrund haben Selbstverpflichtungserklärungen, die überwie-
gend auf eine Reduktion von spezifischen CO2-Emissionen abstellen, nur einen 
begrenzten Wert für die absoluten Emissionsminderungsziele, zu denen sich die 
Bundesregierung verpflichtet hat. Beiden noch immer ausstehenden Erklärungen 
einzelner Branchen zu der zuletzt im Juni 2001 getroffenen Vereinbarung zwi-
schen der Bundesregierung und der deutschen Wirtschaft' ist ergänzend auf die 
Zusage absoluter Minderungsziele zu drängen. 

Stagnierender industrieller Endenergieverbrauch ... 

Nach den Angaben in der Energiebilanz für Deutschland ist der industrielle Ener-
gieverbrauch in den 90er Jahren erheblich gesunken. Im Jahre 2001 war er um 
rund ein Fünftel niedriger als 1990. Allerdings ist dies in erheblichem Maße auf 
den industriellen Einbruch in den neuen Bundesländern zurückzuführen, in des-
sen Folge auch der Energieverbrauch drastisch einbrach, und zwar um fast zwei 
Drittel in den Jahren von 1990 bis 1994. Dagegen blieb in dieser Periode der in-
dustrielle Energieverbrauch in den alten Bundesländern nahezu unverändert. Von 
1994 an kam es auch in Deutschland insgesamt zu einer allenfalls noch gering-
fügigen Senkung des industriellen Energieverbrauchs. Am gesamten Endenergie-
verbrauch ist die Industrie inzwischen nur noch mit rund einem Viertel betei-
ligt; sie rangiert damit hinter den privaten Haushalten (Anteil 2001: rund 30 %) 

1 Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der deutschen Wirtschaft zur Min-
derung der CO,-Emissionen und der Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung in Ergänzung zur Klimavereinbarung 
vom 9.11.2000. Berlin, 25. Juni 2001. Zuvor war am 9.11.2000 die „Vereinbarung zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der deutschen Wirtschaft zur Klimavorsorge" getroffen worden. 
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Nur noch schwacher Rückgang der industriellen Kohlendioxidemissionen 

Tabelle 1 

Struktur des Energieverbrauchs in Deutschland nach Sektoren von 1990 bis 2001 

1990 1995 1999 2000' 2001' 

Energieverbrauch in Petajoule 

Primärenergieverbrauch 

Verbrauch und Verluste im Energiesektor` 

Nichtenergetischer Verbrauch 

Endenergieverbrauch 

Übriger Bergbau und verarbeitendes Gewerbe 

Verkehr 

Haushalte 

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen' 

Jahresdurchschnittliche 
Veränderungen in 

1990/95 1995/01 1990/01 

14916 14269 14324 14354 14565 -0,9 0,3 -0,2 

4467 3985 4004 4016 4055 -2,3 0,3 -0,9 

958 963 1035 1096 1052 0,1 1,5 0,9 

9487 9322 9285 9243 9456 -0,4 0,2 0,0 

2 977 2 474 2 384 2 417 2 391 -3,6 -0,6 -2,0 

2379 2614 2781 2744 2686 1,9 0,5 l,l 

2 383 2 655 2 612 2 599 2 846 2,2 1,2 1,6 

1748 1579 1508 1483 1533 -2,0 -0,5 -1,2 

Anteil am Endenergieverbrauch in 

Übriger Bergbau und verarbeitendes Gewerbe 

Verkehr 

Haushalte 

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen' 

31,4 

25,0 

25,1 

18,5 

26,5 

28,1 

28,5 

16,9 

25,6 

30,0 

28,1 

16,3 

26,2 

29,7 

28,1 

16,0 

25,3 

28,4 

30,1 

16,2 

1 Vorläufige Angaben. 
2 Einschließlich statistische Differenzen. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen. 

3 Einschließlich militärische Dienststellen. 

DIW Berlin 2002 

und dem Verkehr (reichlich 28 %) an dritter Stelle 

vor dem Bereich Gewerbe, Handel, Dienstleistun-
gen mit einem Anteil von gut 16 % (Tabelle 1). 

1m Unterschied zu dem eher stagnierenden abso-
luten Endenergieverbrauch hat sich die Energie-

Abbildung 1 

Gesamtwirtschaftliche Energieintensität 
und spezifischer Endenergieverbrauch im 
verarbeitenden Gewerbe von 1991 bis 2001 
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Quellen: Arbeitsgemeinschaft Energie-
bilanzen; Berechnungen des DIW Berlin, DIW Berlin 2002 

Abbildung 2 

Energieverbrauch, Produktion und Energie-
intensität in Industrie und Gesamtwirtschaft 
von 1991 bis 2001 
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Nur noch schwacher Rückgang der industriellen Kohlendioxidemissionen 

Abbildung 3 

Endenergie-, Brennstoff- und Strom-

intensität in der Industrie von 1991 

bis 2001 
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Quellen: Arbeitsgemeinschaft Energie-
bilanzen; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

effizienz in der Industrie im Laufe der 90er Jahre 

verbessert - zuletzt sogar beschleunigt (Abbil-

dung 1). Von 1991 bis 2001 sank der spezifische 

Energieverbrauch der Industrie - als Effizienzin-

dikator - im jährlichen Mittel um 2,3 % und damit 

wesentlich stärker als die gesamtwirtschaftliche 

Energieintensität mit einer Rate von lediglich 

1,5 % pro Jahr .2Im Ergebnis konnte aber in beiden 

Fällen die steigende Energieeffizienz die von der 

wachsenden industriellen und gesamtwirtschaft-

lichen Produktion ausgehenden verbrauchsstei-

gernden Effekte mehr und mehr kompensieren 

(Abbildung 2). 

Bei einer differenzierteren Betrachtung lässt sich 

erkennen, dass der Rückgang des spezifischen in-

dustriellen Endenergieverbrauchs der Industrie 

überwiegend auf die kräftige Verringerung des 

jeweiligen spezifischen Brennstoffverbrauchs zu-

rückzuführen ist, der im sektoralen Durchschnitt 

von 1971 bis 2001 im Jahresmittel um 3,1 % ab-

nahm, während der spezifische Stromverbrauch im 

Industriedurchschnitt in diesem Zeitraum nur um 

0,4 % pro Jahr gesunken ist (Abbildung 3). 

Grundlegend verändert hat sich die Struktur des 

industriellen Endenergieverbrauchs in den 90er 

Jahren: Während vor allem die Kohlen, aber auch 

die Mineralölprodukte an Bedeutung verloren, 

konnten die Gase und die elektrische Energie zu-

mindest anteilsmäßig erheblich zulegen; beide 

Energieträger zusammen deckten im Jahre 2001 

reichlich 70 % der industriellen Endenergienach-

2 Hier wird als Basisjahr des Vergleichs das Jahr 1991 herangezogen, 
da amtliche Angaben über die sektorale Bruttowertschöpfung wie für 
das gesamtwirtschaftliche Bruttoinlandsprodukt für 1990 nicht zur 
Verfügung stehen. 
3 Die direkten Emissionen umfassen nur diejenigen Emissionen, die 
unmittelbar beim Energieverbraucher entstehen, nicht aber solche, die 
über die Bereitstellung etwa der elektrischen Energie im Kraftwerks-
bereich induziert werden. 

Tabelle 2 

Struktur des industriellen Endenergieverbrauchs in Deutschland nach Energieträgern 

von 1990 bis 2001 

1990 1995 1999 2000' 2001' 

Jahresdurchschnittliche 
Veränderungen in 

1990/95 
1 

1995/01 11990/01 

Energieverbrauch in Petajoule 

Kohlen 

Mineralölprodukte 

Gase 

Strom 

Fernwärme 

884 

308 

936 

748 

101 

490 

299 

929 

686 

70 

433 

233 

937 

723 

58 

456 

202 

944 

752 

62 

427 

191 

955 

753 

65 

-11,1 -2,3 -6,4 

-0,6 -7,2 -4,3 

-0,2 0,5 0,2 

-1,7 1,6 0,1 

-7,1 -1,2 -3,9 

Insgesamt 2 977 2 474 2384 2416 2391 -3,6 -0,6 -2,0 

Anteil am Endenergieverbrauch in % 

Kohlen 

Mineralölprodukte 

Gase 

Strom 

Fernwärme 

29,7 

10,3 

31,4 

25,1 

3,4 

19,8 

12,1 

37,6 

27,7 

2,8 

18,2 

9,8 

39,3 

30,3 

2,4 

18,9 

8,4 

39,1 

31,1 

2,6 

17,9 

8,0 

39,9 

31,5 

2,7 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

1 Vorläufige Angaben. 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen. DIW Berlin 2002 

Steigende Energieeffizienz durch 
Produktionswachstum kaum 
kompensiert 

Starker Wandel der Energie-
trägerstruktur 
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Nur noch schwacher Rückgang der industriellen Kohlendioxidemissionen 

Abbildung 4 

Veränderungen der sektoralen Kohlendioxidemissionen innerhalb 
der Periode von 1990 bis 2001 

Veränderungen in Mill. t CO2 
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Quellen: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; 
Umweltbundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. 

verbrauch - jedoch nur mit einem geringfügigen 

absoluten Zuwachs bei Gas und Strom einher 

(Tabelle 2). 

... und abgeschwächte Reduktion der CO2-

Emissionen 

Mit dem Rückgang des industriellen Endenergie-

verbrauchs und den Veränderungen der Energie-

trägerstruktur zugunsten der emissionsärmeren 

(Erdgas) oder (in der Endnutzung) emissionsfreien 

Energieträger (vor allem Strom) sanken die direk-

ten CO2-Emissionen' von 1990 bis 2001 stärker 

als der Endenergieverbrauch, nämlich um rund ein 

Drittel gegenüber etwa einem Fünftel. An den 

gesamten energiebedingten CO2-Emissionen, die 

im Jahre 2001 gegenüber 1990 um rund 14,5 % 

abgenommen haben, war die Industrie zuletzt nur 

noch mit etwa 13,5 % ( 1990: 17,2 %) beteiligt (Ta-

belle 3). Damit rangierte dieser Bereich weit hin-

ter dem Energiesektor (43 %), aber auch hinter 

dem Verkehr (knapp 21 %) und den privaten Haus-
halten ( 15,5 %).4 

3 Die direkten Emissionen umfassen nur diejenigen Emissionen, die 
unmittelbar beim Energieverbraucher entstehen, nicht aber solche, die 

DIW Berlin 2002 über die Bereitstellung etwa der elektrischen Energie im Kraftwerks-
bereich induziert werden. 
4 Diese Angaben beziehen sich auf die CO,-Emissionen in einer sekto-
ralen Gliederung entsprechend derjenigen der Energiebilanzen. Dadurch 

frage. Diese Entwicklung ging - bei einem insge- sind die Daten nicht unmittelbar vergleichbar mit dem Berichtsformat 
für die nationalen Emissionsinventare im Rahmen der internationalen 

samt kräftig gesunkenen industriellen Endenergie- Klimarahmenkonvention. 

Tabelle 3 

Struktur der energiebedingten CO2-Emissionen in Deutschland nach Sektoren 
von 1990 bis 2001 

1990 1995 1999 2000' 2001' 

Jahresdurchschnittliche 
Veränderungen m % 

1990/95 1995/01 1990/01 

CO.-Emissionen in Mill. t 

Energieerzeugung/-umwandlung 

Industrie 

Verkehr 

darunter: Straßenverkehr 

Haushalte 

Handel, Gewerbe, Dienstleistungen  

440,6 

169,7 

158,0 

150,2 

128,4 

90,4 

379,2 

127,0 

172,5 

165,0 

129,0 

68,4 

352,2 

116,1 

181,9 

174,9 

119,8 

62,5 

361,8 

116,7 

178,4 

171,3 

116,7 

59,2 

363,0 

113,8 

174,3 

167,4 

131,1 

62,5 

-3,0 -0,7 -1,7 

-5,6 -1,8 -3,6 

1,8 0,2 0,9 

1,9 0,2 1,0 

0,1 0,3 0,2 

-5,4 -1,5 -3,3 

Insgesamt 987,2 876,1 832,5 832,8 844,8 -2,4 -0,6 -1,4 

Anteile in 

Energieerzeugung/-umwandlung 

Industrie 

Verkehr 

darunter: Straßenverkehr 

Haushalte 

Handel, Gewerbe, Dienstleistungen' 

44,6 

17,2 

16,0 

15,2 

13,0 

9,2 

43,3 

14,5 

19,7 

18,8 

14,7 

7,8 

42,3 

13,9 

21,8 

21,0 

14,4 

7,5 

43,4 

14,0 

21,4 

20,6 

14,0 

7,1 

43,0 

13,5 

20,6 

19,8 

15,5 

7,4 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

1 Vorläufige Angaben. 2 Einschließlich militärische Dien tstellen. 

Quellen: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Umweltbundesbundesamt; 
Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 
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Nur noch schwacher Rückgang der industriellen Kohlendioxidemissionen 

Deutlich erkennbar ist, dass sich der Rückgang der 

industriellen CO,-Emissionen — wie derjenige in 
der Gesamtwirtschaft — im Zeitablauf erheblich ab-
geschwächt hat:' In der Gesamtwirtschaft waren in 
der ersten Hälfte der 90er Jahre bereits 78 % der 
Emissionsminderung insgesamt realisiert; in der In-
dustrie fiel der Anteil mit 76 % kaum geringer aus. 
Im jährlichen Durchschnitt schwächte sich damit 
die Minderung in der Industrie von etwa 8,5 Mill. t 

in der ersten Hälfte der 90er Jahre auf lediglich 
2,2 Mill. t in den Jahren von 1995 bis 2001 ab. Ähn-
lich wie beim Endenergieverbrauch kam es dagegen 

bei den spezifischen CO2-Emissionen der Industrie 
in der zweiten Periode sogar zu einer weitaus kräf-

tigeren Reduktion als zuvor. Allerdings wurden die-
se Erfolge in erheblichem Umfang durch die emis-
sionssteigernden Wachstumsimpulse ausgeglichen. 

Starke intersektorale Entwicklungs-

unterschiede 

Eine Analyse der Entwicklung von Energiever-

brauch und COz Emissionen in der Industrie erfor-
dert eine Betrachtung auch auf der Ebene der 
zugehörigen Wirtschaftszweige. Da in sektoraler 
Gliederung noch keine Energiebilanzen bis zum 
aktuellen Rand (2001) vorliegen, wird im Folgen-
den auf die disaggregierten Energieverbrauchsda-

ten des Statistischen Bundesamtes zurückgegrif-
fen, die für die Jahre von 1991 bis 2001 entspre-
chend der „Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1993 (WZ 93)" verfügbar sind.' Diese 
Daten werden zugleich um den Brennstoffeinsatz 
für die industrielle Stromerzeugung' sowie um 
den Einsatz von Energieträgern, der der rohstoff-
wirtschaftlichen Nutzung dient, bereinigt.' 

In der hier gewählten Abgrenzung wird die Analy-
se für insgesamt 14 Wirtschaftszweige des verar-
beitenden Gewerbes durchgeführt.9 Gemessen am 
(statistisch erfassten) Energieverbrauch sind die 
Metallerzeugung und -bearbeitung mit einem An-
teil von knapp 34 % und die Grundstoffchemie mit 
einem solchen von etwa 17 % die mit Abstand be-
deutsamsten Wirtschaftszweige; wichtige Energie-
verbraucher sind außerdem die Branchen „Glasge-
werbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und 
Erden", das Ernährungsgewerbe sowie das Papier-
gewerbe (Tabelle 4). Diese fünf Wirtschaftszwei-
ge, die 2001 reichlich 70 % des hier betrachteten 
sektoralen Energieverbrauchs ausmachten, sind — 
gemessen an ihren jeweiligen spezifischen Ener-
gieverbrauchswerten — mit Ausnahme des Ernäh-
rungsgewerbes zugleich die Branchen mit der mit 
Abstand höchsten Energieintensität (Tabelle 5). 

Insgesamt hat sich der Energieverbrauch von 1991 
bis 2001 über die erfassten Sektoren hinweg um 

reichlich 20% vermindert. Allerdings ist dieser 
Rückgang im Wesentlichen schon im Zeitraum 

1991 bis 1996 eingetreten; danach hat der Ener-
gieverbrauch im Großen und Ganzen stagniert. 
Tendenziell trifft diese Aussage auch auf die meis-
ten Wirtschaftszweige zu. Eine etwas andere Ent-
wicklung als die des Energieverbrauchs zeigt sich 

bei der Bruttowertschöpfung, die in der ersten Pe-
riode insgesamt noch um rund 6 % gesunken war, 
dann aber von 1996 bis 2001 deutlich — um fast 
19 % — gestiegen ist. 10 Diese gegenläufigen Ent-
wicklungen führten dazu, dass sowohl der spezifi-

sche Energieverbrauch insgesamt als auch der spe-
zifische Brennstoffverbrauch in der zweiten Pe-
riode noch kräftig abgenommen haben (Tabelle 5). 
Der spezifische Stromverbrauch, der sich von 
1991 bis 1996 kaum verändert hatte, ist erst in der 
Folgezeit deutlich zurückgegangen. 

Seit Mitte der 90er Jahre 
stagnierender Energie-
verbrauch ... 

.. aber kräftige Minderung der 
spezifischen Verbrauchswerte 

Die Entwicklung der CO,-Emissionen korreliert 

eng mit derjenigen des absoluten Energiever-
brauchs; sie weicht davon wegen der jeweils un-
terschiedlichen spezifischen Emissionen nur als 
Folge veränderter Energieträgerstrukturen ab. So 
hat sich der Anteil der emissionsintensiven Braun-
kohlen von rund 10% ( 1991) auf noch nicht ein-
mal mehr als 2 % (200 1) vermindert, während die 
Verbrauchsanteile des emissionsärmeren Erdgases 
und der (zumindest bei der Anwendung) emissions-
freien elektrischen Energie jeweils auf rund 33 % 
gestiegen sind. Alles in allem hat die Emissions-
intensität in der Industrie erheblich abgenommen 
mit dem Ergebnis, dass die CO2-Emissionen im Rückgang der Emissions-

Jahre 2001 auch bei dieser Betrachtung um etwa 
ein Drittel niedriger waren als 1991. Allerdings 
gilt auch hier, dass die mit Abstand größte absolute 
Emissionsminderung bereits in der ersten Hälfte 
der 90er Jahre erreicht worden ist. 

5 Zur Gesamtentwicklung der CO2-Emissionen in den 90er Jahren vgl. 
auch: CO2-Emissionen im Jahre 2001: Vom Einsparziel 2005 noch weit 
entfernt. Bearb.: Hans-Joachim Ziesing. In: Wochenbericht des DIW Ber-
lin, Nr. 8/2002; Internationale Klimaschutzpolitik vor großen Heraus-
forderungen. Bearb.: Hans-Joachim Ziesing. In: Wochenbericht des DIW 
Berlin, Nr. 34/2002. 
6 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Produzierendes Gewerbe, Fach-
serie 4, Reihe 4.1.1. Dabei ist zu beachten, dass in der amtlichen Statis-
tik lediglich die Energieträger Steinkohlen/Steinkohlenbriketts, Stein-
kohlenkoks, Rohbraunkohle, Braunkohlenbriketts, Orts- und Kokereigas, 
Erdgas, leichtes und schweres Heizöl sowie Strom erfasst werden, nicht 
aber Fernwärme und sonstige Energieträger (wie Holz oder Abfälle). 
Dadurch wird der industrielle Energieverbrauch zwar tendenziell unter-
schätzt, doch verzerrt dies die Ergebnisse der Analyse nur marginal. 
7 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Stromerzeugungsanlagen der Be-
triebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe, Fachserie 4, Reihe 6.4. 
8 Die resultierenden Daten sind insbesondere wegen einer anderen 
sektoralen Abgrenzung nicht unmittelbar mit denjenigen vergleichbar, 
die sich nach der Energiebilanzsystematik für den industriellen Endener-
gieverbrauch ergeben. 
9 Ohne den Wirtschaftszweig 23 „ Kokerei, Mineralölverarbeitung, Her-
stellung von Brutstoffen", der energiebilanzsystematisch der Energie-
umwandlung zuzurechnen ist. 
10 Die Daten zur Bruttowertschöpfung (in Preisen von 1995) sind ent-
nommen: Bernd Gärzig, Joachim Schintke und Manfred Schmidt: Produc-
tivity and Factors of Production in Germany. Calculations for 31 Manu-
facturing Industries, Statistical Indicators 1991-2001. DIW Berlin, 
August 2002. 
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Nur noch schwacher Rückgang der industriellen Kohlendioxidemissionen 

Tabelle 4 

Energieverbrauch, CO2-Emissionen und Bruttowertschöpfung in den erfassten Wirtschaftszweigen 
von 1991 bis 2001 

1991 1996 2001 
Anteile in % Veränderungen in % 

1991 1996 2001 1991/96 1996/01 1991/01 

Energieverbrauch in Petajoule 

Gewinnung von Steinen und Erden' 

Ernährungsgewerbe 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

Papiergewerbe 

Chemische Grundstoffe 

Übrige chemische Produkte 

Gummi-und Kunststoffwaren 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

Metallerzeugnisse 

Maschinenbau 

Geräte der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u.Ä. 

Kraftwagen und -teile, sonstiger Fahrzeugbau 

Sonstige Wirtschaftszweige 

128 77 54 

212 177 176 

107 45 40 

163 160 167 

496 389 350 

104 85 96 

71 66 69 

301 297 254 

888 765 801 

95 68 73 

129 78 67 

54 34 32 

118 106 109 

117 85 91 

4,3 

7,1 

3,6 

5,5 

16,7 

3,5 

2,4 

10,1 

29,8 

3,2 

4,3 

1,8 

4,0 

3,9 

3,2 2,3 

7,3 7,4 

1,9 1,7 

6,6 7,0 

16,0 14,7 

3,5 4,0 

2,7 2,9 

12,2 10,7 

31,5 33,7 

2,8 3,1 

3,2 2,8 

1,4 1,3 

4,4 4,6 

3,5 3,8 

-39,7 -30,0 -57,8 

-16,5 -0,7 -17,1 

-57,4 -11,3 -62,2 

-1,8 4,5 2,6 

-21,7 -9,8 -29,4 

-17,6 12,1 -7,6 

-7,2 6,0 -1,7 

-1,2 -14,6 -15,7 

-13,8 4,7 -9,7 

-28,1 7,1 -23,0 

-39,7 -13,8 -48,1 

-36,9 -6,4 -40,9 

-9,8 2,3 -7,7 

-28,0 7,1 -22,9 

Insgesamt 2981 2432 2379 100,0 100,0 100,0 -18,4 -2,2 -20,2 

CO 2-Emissionen in Mill. t 

Gewinnung von Steinen und Erden' 

Ernährungsgewerbe 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

Papiergewerbe 

Chemische Grundstoffe 

Übrige chemische Produkte 

Gummi-und Kunststoffwaren 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

Metallerzeugnisse 

Maschinenbau 

Geräte der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u.Ä. 

Kraftwagen und -teile, sonstiger Fahrzeugbau 

Sonstige Wirtschaftszweige 

3,9 1,4 0,9 

12,3 8,8 8,1 

7,1 2,0 1,4 

7,8 6,7 6,3 

25,2 16,4 12,7 

5,7 3,9 4,3 

2,4 1,9 1,6 

20,5 18,7 15,0 

65,2 55,4 57,5 

4,5 2,6 2,4 

6,9 3,0 2,1 

2,9 l,l 0,9 

5,0 3,4 2,7 

5,1 2,6 2,4 

2,2 1,1 0,7 

7,1 6,9 6,9 

4,1 1,6 1,2 

4,5 5,3 5,3 

14,4 12,8 10,8 

3,2 3,1 3,6 

1,4 1,5 1,4 

11,8 14,6 12,7 

37,4 43,3 48,6 

2,6 2,0 2,0 

3,9 2,4 1,8 

1,7 0,8 0,7 

2,9 2,7 2,3 

2,9 2,0 2,0 

-64,8 

-28,5 

-72,1 

-13,6 

-34,9 

-30,3 

-21,1 

-8,9 

-15,1 

-43,0 

-56,2 

-63,1 

-32,6 

-49,1 

-37,4 

-7,6 

-29,7 

-6,9 

-22,6 

7,8 

-14,5 

-19,6 

3,8 

-7,3 

-30,1 

-19,3 

-21,5 

-8,4 

-78,0 

-33,9 

-80,4 

-19,6 

-49,6 

-24,9 

-32,6 

-26,7 

-11,8 

-47,2 

-69,4 

-70,2 

-47,1 

-53,4 

Insgesamt 174,5 127,9 118,2 100,0 100,0 100,0 -26,7 -7,6 -32,3 

Bruttowertschöpfung in Mrd. Euro in Preisen von 1995 

Gewinnung von Steinen und Erden' 

Ernährungsgewerbe 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

Papiergewerbe 

Chemische Grundstoffe 

Übrige chemische Produkte 

Gummi-und Kunststoffwaren 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

Metallerzeugnisse 

Maschinenbau 

Geräte der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u.Ä. 

Kraftwagen und -teile, sonstiger Fahrzeugbau 

Sonstige Wirtschaftszweige 

2,3 

25,8 

13,9 

7,7 

16,1 

18,0 

16,6 

14,4 

16,7 

27,7 

57,1 

26,1 

49,4 

51,9 

1,9 

27,5 

8,7 

7,3 

19,4 

17, 5 

16,1 

14,6 

14,4 

28,3 

48,8 

24,9 

45,8 

48,0 

1,9 

28,7 

7,2 

7,8 

22,0 

18,7 

18,7 

14,0 

16,5 

34,4 

56,9 

31,1 

65,8 

60,6 

0,7 

7,5 

4,0 

2,3 

4,7 

5,2 

4,8 

4,2 

4,9 

8,1 

16,6 

7,6 

14,4 

15,1 

0,15 

8,5 

2,7 

2,3 

6,0 

5,4 

5,0 

4,5 

4,5 

8,7 

15,1 

7,7 

14,2 

14,9 

0,5 

7,5 

1,9 

2,0 

5,7 

4,9 

4,9 

3,6 

4,3 

9,0 

14,8 

8,1 

17,1 

15,8 

-15,0 

6,8 

-37,3 

-5,3 

20,3 

-3,0 

-3,4 

1,7 

-14,0 

2,0 

-14,6 

-4,5 

-7,4 

-7,4 

-3,0 

4,2 

-17,2 

5,7 

13,4 

7,2 

16,7 

-4,4 

14,4 

21,8 

16,7 

24,7 

43,7 

26,2 

-17,5 

11,3 

-48,1 

0,1 

36,5 

3,9 

12,7 

-2,8 

-1,7 

24,2 

-0,4 

19,1 

33,1 

16,9 

Insgesamt 343,8 323,2 384,2 100,0 100,0 100,0 -6,0 18,9 11,8 

1 Einschließlich Erzbergbau. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 
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Tabelle 5 

Spezifische Energieverbrauchswerte in den erfassten Wirtschaftszweigen von 1991 bis 2001 

1  

Spezifischer Brennstoffverbrauch 
in M1/Euro 

I 
Spezifischer Stromverbrauch 

in kWh/Euro 
Spezifischer Energieverbrauch 

in MJ/Euro 

1991 
I 

1996 2001 1991 1996 2001 1991 1996 2001 

Gewinnung von Steinen und Erden' 

Ernährungsgewerbe 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

Papiergewerbe 

Chemische Grundstoffe 

Übrige chemische Produkte 

Gummi-und Kunststoffwaren 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

Metallerzeugnisse 

Maschinenbau 

Geräte der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u. A 

Kraftwagen und -teile, sonstiger Fahrzeugbau 

Sonstige Wirtschaftszweige 

21,6 

6,6 

6,2 

13,9 

21,6 

4,2 

2,2 

18,0 

43,8 

2,5 

1,6 

1,4 

1,4 

1,3 

10,8 

4,8 

3,6 

13,7 

12,7 

3,4 

1,9 

17,1 

43,6 

1,5 

1,0 

0,7 

1,2 

0,8 

6,4 

4,4 

3,1 

12,9 

9,4 

3,4 

1,5 

14,9 

39,3 

1,2 

0,6 

0,4 

0,7 

0,6 

9,7 

0,4 

0,4 

2,0 

2,5 

0,4 

0,6 

0,8 

2,6 

0,3 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

8,1 

0,4 

0,5 

2,2 

2,0 

0,4 

0,6 

0,9 

2,7 

0,3 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

6,2 

0,5 

0,7 

2,4 

1,8 

05 

0,6 

0,9 

2,6 

0,3 

0,2 

0,2 

0,3 

0,2 

56,4 

8,2 

7,7 

21,0 

30,8 

5,8 

4,2 

20,9 

53,0 

3,4 

2,3 

2,1 

2,4 

2,3 

40,0 

6,4 

5,2 

21,8 

20,0 

4,9 

4,1 

20,4 

53,2 

2,4 

1,6 

1,4 

2,3 

1,8 

28,8 

6,1 

5,6 

21,6 

15,9 

5,1 

3,7 

18,2 

48,7 

2,1 

1,2 

1,0 

1,7 

1,5 

Insgesamt 6,4 5,3 4,1 0,6 0,6 0,6 8,7 7,5 6,2 

Gewinnung von Steinen und Erden' 

Ernährungsgewerbe 

Textil-, Bekleidungs- und Ledergewerbe 

Papiergewerbe 

Chemische Grundstoffe 

Übrige chemische Produkte 

Gummi-und Kunststoffwaren 

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden 

Metallerzeugung und -bearbeitung 

Metallerzeugnisse 

Maschinenbau 

Geräte der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u. Ä. 

Kraftwagen und -teile, sonstiger Fahrzeugbau 

Sonstige Wirtschaftszweige 

Veränderungen in 

1991/96 

-50,0 

-27,1 

-42,6 

-1,3 

-41,3 

-18,9 

-11,6 

-4,8 

-0,4 

-39,3 

-405 

-50,4 

-14,3 

-38,4 

1996/01 

-40,6 

-9,1 

-12,2 

-6,5 

-26,1 

-0,5 

-24,2 

-13,0 

-9,8 

-22,7 

-38,0 

-34,2 

-42,1 

-23,9 

1991/01 • 1991/96 1 1996/01 
I I 

-70,3 

-33,7 

-49,6 

-7,7 

-56,6 

-19,3 

-32,9 

-17,1 

-10,2 

-53,0 

-63,1 

-67,4 

-50,4 

-53,2 

-16,1 

-0,1 

12,4 

13,4 

-19,9 

-4,0 

4,0 

8,7 

3,8 

-4,7 

-1,4 

-1,4 

14,2 

1,6 

-23,2 

8,5 

49,1 

7,9 

-10,9 

16,5 

4,2 

1,0 

-2,7 

5,1 
-7,9 

-15,7 

-14,4 

-7,3 

1991/01 

-35,5 

8,4 

67,5 

22,3 

-28,6 

11,8 

8,4 

9,8 

1,0 

0,2 

-9,2 

-16,9 

-2,2 

-5,8 

1991/96 ! 1996/01 

-29,1 

-21,8 

-32,1 

3,7 

-34,9 

-15,0 

-4,0 

-2,8 

0,3 

-29,5 

-29,5 

-33,9 

-2,6 

-22,2 

-27,9 

-4,7 

7,1 

-1,2 

-20,5 

4,6 

-9,1 

-10,7 

-8,5 

-12,1 

-26,1 

-24,9 

-28,8 

-15,1 

1991/01 

-48,8 

-25,5 

-27,3 

2,4 

-48,3 

-11,1 

-12,7 

-13,3 

-8,2 

-38,0 

-47,9 

-50,4 

-30,6 

-34,0 

Insgesamt -17,8 -21,6 -35,6 -0,3 -8,7 -9,0 -13,2 -17,7 -28,6 

1 Einschließlich Erzbergbau. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Bestimmungsfaktoren für die 
Veränderungen von Energie-
verbrauch und CO,-Emissionen 

Zur näheren Analyse der Gründe für die Verände-
rungen des industriellen Energieverbrauchs wie 
der CO2-Emissionen wird das Verfahren der Fak-
torenzerlegung (bzw. Komponentenzerlegung) an-
gewendet." Dabei werden die Veränderungen des 
absoluten Energieverbrauchs bzw. der absoluten 
CO,-Emissionen in drei Komponenten zerlegt, die 
sich interpretieren lassen als isolierter Beitrag 

• der Veränderung des Aktivitätsniveaus eines 
Sektors („ Aktivitätseffekt"), wobei als Aktivi-

tätsindikator die Bruttowertschöpfung (in Prei-
sen von 1995) in der Gliederung der WZ 93 
herangezogen wird, 

• des interindustriellen Strukturwandels, d. h. der 
Veränderung der Anteile einzelner Branchen an 
der gesamten Aktivität des Sektors („ Struktur-
effekt") sowie 

11 Vgl. dazu J.W. Sun: Changes in Energy Consumption and Energy 
Intensity: A Complete Decomposition Model. In: Energy Economics, 
20 (2), 1998, S. 85-100; Jochen Diekmann, Wolfgang Eichhammer et 
al.: Energie-Effizienz- Indikatoren. Statistische Grundlagen, theoretische 
Fundierung und Orientierungsbasis für die politische Praxis. Heidelberg 
1999. 
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Tabelle 6 

Einflussfaktoren auf die Veränderungen des industriellen Energieverbrauchs und der CO2-Emissionen 
von 1991 bis 2001 

T 
1992 1993 1994 1995 1996 1997 11 1998 1999 2000 1 2001 

Energieverbrauch: 
Dekomposition mit festem Basisjahr 1991 
(Veränderungen gegenüber 1991 in PJ) 

Gesamteffekt 

Aktivitätseffekt 

Struktureffekt 

Intensitätseffekt 

-272 

-40 

-1 

-231 

-479 

-282 

43 

-241 

-474 

-190 

101 

-384 

-483 

-174 

72 

-380 

-549 

-167 

47 

-429 

-512 

-64 

82 

-530 

-572 

76 

-13 

-636 

-599 

128 

-34 

-692 

-544 

297 

-87 

-755 

-603 

301 

-138 

-765 

Energieverbrauch: 
Dekomposition mit rollierendem Basisjahr 
(Veränderungen gegenüber Vorjahr in PJ) 

Gesamteffekt 

Aktivitätseffekt 

Struktureffekt 

Intensitätseffekt 

-272 

-40 

-1 

-231 

-207 

-232 

43 

-18 

5 

84 

57 

-135 

-9 

14 

-28 

4 

-67 

5 

-27 

-45 

37 

94 

30 

-87 

-60 

126 

-80 

-106 

-26 

46 

-27 

-45 

54 

148 

-39 

-54 

-58 

7 

-46 

-19 

CO,-Emissionen: 
Dekomposition mit festem Basisjahr 1991 
(Veränderungen gegenüber 1991 in Mill. t) 

Gesamteffekt 

Aktivitätseffekt 

Struktureffekt 

Intensitätseffekt 

-23,9 

-2,2 

0,3 

-22,0 

-39,4 

-15,7 

3,1 

-26,7 

-39,3 

-10,6 

5,3 

-34,0 

-42,0 

-9,7 

2,5 

-34,8 

-46,6 

-9,2 

-1,5 

-35,9 

-45,1 

-3,5 

-1,2 

-40,4 

-51,7 

4,2 

-6,0 

-49,8 

-54,6 

7,0 

-10,3 

-51,2 

-51,6 

16,2 

-13,1 

-54,6 

-56,4 

16,3 

-15,3 

-57,4 

C0; Emissionen: 

Dekomposition mit rollierendem Basisjahr 1991 

(Veränderungen gegenüber Vorjahr in Mill. t) 

Gesamteffekt 

Aktivitätseffekt 

Struktureffekt 

Intensitätseffekt 

-23,9 

-2,3 

-0,3 

-21,4 

-15,5 

-12,7 

2,0 

-4,8 

0,1 

4,5 

3,1 

-7,5 

-2,6 

0,8 

-1,4 

-2,1 

-4,7 

0,3 

-2,7 

-2,2 

1,5 

4,9 

2,3 

-5,6 

-6,6 

6,5 

-4,7 

-8,4 

-2,9 

2,3 

-2,6 

-2,6 

3,0 

7,4 

-1,5 

-2,9 

-4,8 

0,3 

-2,3 

-2,8 

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin, DIW Berlin 2002 

• der Änderungen der Energie- bzw. CO,-Effi-
zienz, hier näherungsweise gemessen durch die 

Energie- bzw. CO2-Intensität der Branchen 
(„Intensitätseffekt "). Neben den „echten" Effi-
zienzveränderungen enthält diese Einflussgrö-

ße aber auch sonstige nicht explizit erfasste 
Einflüsse wie nicht berücksichtigte Struktur-
effekte (intraindustrielle Struktureffekte), die 
Energieträgersubstitution u. a. 

Der Analyse zugrunde gelegt werden die oben ge-
nannten 14 Wirtschaftszweige, wobei für die ener-

giebezogene Betrachtung nach dem gesamten 
Energieverbrauch sowie dem Brennstoff- und 
Stromverbrauch differenziert wird. Methodisch 
wird dem Ansatz von Sun gefolgt" und zwischen 
einem Ansatz mit festem (hier: 1991) und rollie-
rendem Basisjahr unterschieden (zu den Ergebnis-
sen siehe Tabelle 6 und die Abbildungen 5 und 6). 

Mit Blick auf den Ansatz mit dem festen Basisjahr 
1991 sind die folgenden Resultate hervorzuheben: 

• Die Minderung des industriellen Energiever-
brauchs innerhalb des Zeitraumes 1991 bis 
2001 von rund 600 Petajoule (PJ) ist überwie-

gend auf die Reduktion des spezifischen End-
energieverbrauchs (Intensitätseffekt) zurückzu-
führen (765 PJ). Deutlich, und zwar mit fast 
140 PJ, hat dazu aber auch der Strukturwandel 
beigetragen, während im Unterschied dazu der 
Aktivitätseffekt, also das Produktionswachs-
tum, für sich genommen zu einer Verbrauchs-
steigerung um etwa 300 PJ geführt hätte. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass in den frühen 90er 
Jahren der Aktivitätseffekt (also die drastisch 
rückläufige Produktion) noch zum damalig 
starken Verbrauchsrückgang beigetragen hatte. 
Alles in allem hat allein der Intensitätseffekt aus-
gereicht, um die verbrauchssteigernden Wir-
kungen des Aktivitätseffektes mehr als auszu-
gleichen. Ähnliches gilt im Übrigen auch für 
die untersuchten Effekte auf die Veränderungen 
des Brennstoffverbrauchs. Anders sieht dage-
gen die Situation beim Stromverbrauch aus, der 
im Jahre 2001 um 3,8 Mrd. kWh höher war als 
1991. Hier konnte die verbrauchssteigernde Wir-
kung des Aktivitätseffekts (gut 24 Mrd. kWh) 
nicht kompensiert werden. Immerhin haben die 
Veränderungen in der Industriestruktur (Struk-

12 Vgl. J. W. Sun, a. a.0. 
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Abbildung 5 

Einflussfaktoren auf die Veränderungen 

des industriellen Energieverbrauchs von 

1991 bis 2001 

Jeweils bezogen auf das Basisjahr 1991; Veränderungen 

gegenüber 1991 in Petajoule 
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Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

Abbildung 6 

Einflussfaktoren auf die Veränderungen 

der industriellen CO2-Emissionen von 

1991 bis 2001 

Jeweils bezogen auf das Basisjahr 1991; Veränderungen 
gegenüber 1991 in Mill, t 
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Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2002 

tureffekt) mit reichlich 7 Mrd. kWh für sich ge-

nommen schon eine deutliche Minderung des 

Stromverbrauchs induziert. Über den gesamten 

Zeitraum gesehen wirkte sich jedoch der Inten-

sitätseffekt mit gut 13 Mrd. kWh weitaus stär-

ker verbrauchsmindernd aus. 

• Für die CO2-Emissionen ergibt sich ein ähnli-

ches Bild wie für den industriellen Energiever-

brauch: Zu der gesamten Reduktion um gut 

56 Mill. t im Zeitraum 1991 bis 2001 haben al-

lein der Intensitätseffekt mit 57 Mill. t und der 

Struktureffekt mit gut 15 Mill. t beigetragen. 

Der Aktivitätseffekt für sich genommen hätte 

dagegen einen Emissionsanstieg um reichlich 

16 Mill. t herbeigeführt. 

Betrachtet man den Ansatz mit rollierendem Ba-

sisjahr, so wird zweierlei deutlich: Erstens gibt es 

von Jahr zu Jahr erhebliche Schwankungen in dem 

jeweiligen Beitrag der einzelnen Wirkungsfakto-

ren. Zweitens schwächt sich im Zeitablauf der Abschwächung der emissions-

Verbrauchs- bzw. emissionsmindernde Intensitäts-

effekt merklich ab, während der Struktureffekt 

(mindernd) und der Aktivitätseffekt (steigernd) 

eher zunehmen. 

Die Selbstverpflichtung im Lichte der bis-

herigen Entwicklung: Ein vorläufiges Fazit 

Die Analyse der Entwicklung von Energiever-

brauch und CO2-Emissionen in den betrachteten 

Wirtschaftszweigen des verarbeitenden Gewerbes 

lässt erkennen, dass sich der starke Abwärtstrend 

in der ersten Hälfte der 90er Jahre nicht fortgesetzt 

hat. Vielmehr ist es beim Energieverbrauch zu 

einer weitgehenden Stagnation gekommen, und 

die CO2-Emissionen sind in der hier zugrunde ge-

legten sektoralen Abgrenzung seit Mitte der 90er 

Jahre nur noch wenig gesunken. 

Gleichzeitig konnten die spezifischen Energiever-

brauchs- und Emissionswerte noch immer kräftig 

reduziert werden. Dies macht deutlich, dass für 

eine gezielte Klimaschutzpolitik, die sich zu einer 

absoluten Emissionsminderung verpflichtet hat, 

die Minderung spezifischer Werte zwar eine not-

wendige, aber — zumindest unter Berücksichti-

gung eines weiteren Produktionswachstums — 

noch keine hinreichende Voraussetzung darstellt. 

Hieran werden sich auch die von der deutschen 

Wirtschaft eingegangenen Selbstverpflichtungs-

erklärungen messen lassen müssen. Festzustellen 

ist, dass zumindest die Mitte der 90er Jahre im 

Rahmen der Selbstverpflichtung eingegangenen 

Minderungszusagen überwiegend als spezifische 

Größen formuliert und nur in Einzelfällen um ab-

solute Minderungszusagen ergänzt worden sind." 

13 Vgl. dazu Hans Georg Buttermann: Selbstverpflichtung der Industrie 
und CO3- Emissionen in Deutschland: Fortschritte in den Jahren 1990 
bis 1998. In: RWI-Mitteilungen, 51 ( 2), 2000, S. 167. 

mindernden Intensitätseffekte 

Spezifische versus absolute 
Reduktionsziele 
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Nur noch schwacher Rückgang der industriellen Kohlendioxidemissionen 

Absolute Minderungszusagen 
ergänzen 

Verstärkte Selbstverpflichtungen 
der Wirtschaft 

Insgesamt hatte sich die deutsche Wirtschaft in 
ihrer damaligen Selbstverpflichtung „das Ziel ge-
setzt, freiwillig besondere Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die spezifischen CO,-Emissionen 
bzw. den spezifischen Energieverbrauch bis zum 

Jahre 2005 gegenüber 1990 um 20% zu min-
dern".' ° 

Bedenkt man, dass allein in den Jahren von 1991 
bis 2001 die spezifischen CO,-Emissionen — er-
rechnet auf der Basis der Energiebilanzdaten für 
die gesamte Industrie einerseits und der sektoral 
strukturierten Industriedaten andererseits — um 
etwa 30% gesunken sind, 15 verwundert es nicht, 
wenn das RWI in seinem Monitoring-Bericht 

2000 zur Klimaschutzerklärung der deutschen 
Wirtschaft vom März 1996 feststellt, dass „eine 
Reihe von Sektoren das Ziel entweder fast erreicht 
oder sogar deutlich überschritten hat. Inzwischen 
haben fast alle Verbände ihr Ziel erreicht." 16 

Vor diesem Hintergrund sind — unabhängig von 
der grundsätzlichen Bewertung von Selbstver-
pflichtungen als Instrument einer wirkungsvollen 
Klimaschutzpolitik" — nicht nur anspruchsvollere 
spezifische Ziele zu setzen, vielmehr sollten diese 
auch um absolute Minderungszusagen ergänzt 
werden. 

Ein erster Schritt in diese Richtung ist mit der 
Chapeau-Erklärung zur Klimaschutzvereinbarung 
vom November 2000 getan worden. So erweiterte 

die deutsche Wirtschaft ihre Zusage und erklärte 
ihre Bereitschaft, ihre spezifischen CO2-Emissio-

nen bis 2005 um 28 % und ihre spezifischen Emis-
sionen über alle sechs im Kyoto-Protokoll ge-
nannten Treibhausgase insgesamt um 35 % bis 
2012 im Vergleich zu 1990 zu verringern. Damit 

sollten zugleich die absoluten CO2-Emissionen im 
Jahre 2005 um zusätzlich 10 Mill. t und im Jahre 
2012 nochmals um 10 Mill. t reduziert werden 
können. In einer Ergänzung dieser Vereinbarung 
wurde zwischen der Bundesregierung und der 
deutschen Wirtschaft Einvernehmen dahin gehend 
erzielt, dass im Rahmen des nationalen Klima-
schutzprogramms durch die Energiewirtschaft eine 
Emissionsreduktion von insgesamt bis zu 45 Mill. t 
COZ bis zum Jahre 2010 erreicht wird. Dazu sol-
len der Erhalt, die Modernisierung und der Aus-
bau von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen mög-
lichst mit 23 Mill. t, mindestens aber mit 20 Mill. t 
beitragen. Als Zwischenziel ist die Zusage ge-

macht worden, die CO2-Emissionen bis 2005 um 
10 Mill. t zu mindern. Weitere bis zu 25 Mill. t sol-

len durch „übrige andere Maßnahmen erfolgen, 
die in den die Selbstverpflichtung der Wirtschaft 
konkretisierenden Einzelerklärungen der Energie-

wirtschaftsverbände näher ausgeführt werden" .18 

Damit wurden absolute Reduktionsziele für Indus-
trie und Energiewirtschaft insgesamt gesetzt; in 
einzelnen Branchenerklärungen tauchen ebenfalls 
absolute Ziele auf. 

Trotz dieser positiven Ansätze ist die jüngste Ver-
einbarung insgesamt eher skeptisch zu beurteilen, 
zumal die Zusage vom November 2000, die spezi-
fischen Emissionen im Vergleich zu 1990 um 28 % 
bis 2005 (CO2) sowie um 35 % bis 2012 (sechs 

Treibhausgase) zu verringern, als wenig ambitio-
niert angesehen werden muss. Rechnerisch würde 

es nämlich nur dann zu der notwendigen Reduk-
tion der absoluten Emissionen kommen, wenn die 

Produktion von 1990 bis 2005 jahresdurchschnitt-
lich um nicht mehr als 2,2% und bis 2012 um 
nicht mehr als 2 % wächst. Nach Überwindung der 
wirtschaftlichen Talfahrt in Ostdeutschland hatte 

die reale Bruttowertschöpfung im Durchschnitt 
der Jahre von 1993 bis 2001 immerhin um gut 
2,5 % zugenommen. 

Sicher gibt es mehr oder weniger große Abwei-
chungen zwischen den einzelnen Branchen, die 
sich mit einer derartigen vereinfachten Betrach-

tung nicht erfassen lassen. Eine branchenorientier-
te Beurteilung der mit den jüngsten Klimaverein-
barungen eingegangenen Selbstverpflichtung ist 
indes noch immer nicht möglich, da die notwendi-
gen Einzelerklärungen der Verbände, die sich die-
ser Vereinbarung angeschlossen haben, größten-
teils noch immer ausstehen. 

Unabhängig von solchen branchenspezifischen 
Betrachtungen ist aber festzuhalten: Ohne absolu-
te Emissionsminderungen bleibt es immer im spe-
kulativen Raum, ob die deutsche Wirtschaft künf-
tig tatsächlich zusätzliche Beiträge zu den verbind-
lichen Reduktionsverpflichtungen leisten wird, die 
Deutschland im Rahmen des europäischen Lasten-
ausgleichs eingegangen ist. 

14 An diese Zusage ist noch einmal in der Klimavereinbarung vom 
9. November 2000 erinnert worden. Vgl. dazu Fußnote 1. 
15 Dabei ist noch nicht einmal der Effekt berücksichtigt worden, der 
sich mit dem schlagartigen industriellen Einbruch in den neuen Bun-
desländern im Vergleich der Jahre 1990 und 1991 ergeben hat. 
16 Hans Georg Buttermann und Bernhard Hillebrand: Die Klimaschutz-
erklärung der deutschen Industrie vom März 1996 — eine abschließende 
Bilanz (Monitoring-Bericht 2000). Untersuchungen des RWI, Heft 40. 
Essen 2001. 
17 Zur Bewertung von Selbstverpflichtungsvereinbarungen vgl. auch 
Michael Kohlhaas und Barbara Praetorius, unter Mitarbeit von Rolf Eck-
hoff und Thomas Hoeren: Selbstverpflichtungen der Industrie zur CO2-
Reduktion. Möglichkeiten der wettbewerbskonformen Ausgestaltung 
unter Berücksichtigung der geplanten CO3 /Energiesteuer und Wärme-
nutzungsverordnung. DIW-Sonderheft Nr. 152. Berlin 1994. 
18 Vgl. Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der deutschen Wirtschaft zur Minderung der COZ 
Emissionen und der Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung in Ergän-
zung zur Klimavereinbarung vom 9.11.2000, a. a. 0., S.1, 
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Integrierte Produktpolitik: Chancen 
für Umwelt- und Wirtschaftspolitik 
verstärkt nutzen 

Integrierte Produktpolitik (IPP) in Europa verfolgt als umwelt- und wirtschaftspoliti-
sches Konzept das Ziel, durch innovative, marktfähige Lösungen die negativen Um-
weltwirkungen von Produkten entlang ihrem gesamten Lebenszyklus zu verringern. 
Zugleich wird eine Stärkung der Wettbewerbsstellung europäischer Unternehmen im 

Bereich umweltfreundlicher Produkte angestrebt. Trotz der Verzögerungen bei der 
Entwicklung eines entsprechenden EU-Rahmenkonzepts ist ein größeres Engage-
ment Deutschlands für ein eigenes nationales Konzept sinnvoll und notwendig. Er-
folgreiche Ansätze in anderen EU-Mitgliedstaaten weisen auf die besondere Bedeu-
tung kooperativer Politikinstrumente zur Innovationsförderung hin. 

Umweltpolitik mit verstärkter Produkt-
orientierung 

Im Februar 2001 veröffentlichte die Europäische 
Kommission ein Grünbuch zur integrierten Pro-
duktpolitik, in dem eine Strategie zur Neuorientie-
rung und Stärkung produktorientierter Umweltpo-
litik vorgeschlagen wird.' Ein darauf aufbauendes 
Weißbuch zur konkreten Ausgestaltung einer Um-
setzungsstrategie steht zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch aus. 

Das Konzept der integrierten Produktpolitik be-
trachtet Produkte als Ausgangspunkt von Umwelt-
verschmutzung und Ressourcenverbrauch. Ange-
strebt wird, die negativen Umweltwirkungen von 
Produkten entlang ihrem gesamten Lebenszyklus 
zu verringern und nicht nur punktuell auf die Res-

sourcengewinnung, einzelne Stufen des Produk-
tionsprozesses oder die Abfallentsorgung zu fokus-
sieren.' Durch die integrierte Herangehensweise — 
schon vom Design der Produkte an — soll vermie-
den werden, dass Umweltbelastungen entlang 
dem Lebenszyklus verschoben werden. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn die Verwendung be-
stimmter Materialien in Produkten zwar einen ge-
ringeren Ressourcenverbrauch, dafür aber eine er-
höhte Emissionsbelastung in der Entsorgung der 
Produkte mit sich bringt. 

Ein weiteres wesentliches Merkmal von integrier-
ter Produktpolitik besteht darin, einzelne Politik-
maßnahmen nicht isoliert zu betrachten, sondern 
wirkungsvolle Bündel von Instrumenten zu entwi-

ckeln. Mit diesem Konzept sollen vorteilhafte wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen für innovative 

und umweltbewusste Unternehmen gestaltet wer-
den. Zu den Instrumenten gehören die Verbes-
serung der Informationsbasis für Unternehmen 
ebenso wie die Förderung von Unternehmens-

kooperationen entlang von Produktlebenszyklen. 

Darüber hinaus soll der Staat zu freiwilligen Akti-
vitäten anregen und die Rolle des Vermittlers zwi-
schen Interessengruppen einnehmen. 

Integrierte Produktpolitik fördert 

Innovationen und stärkt Wettbewerbs-
fähigkeit 

Integrierte Produktpolitik ist stark auf Innovation 
und wirtschaftliche Entwicklung im EU-Binnen-
markt ausgerichtet.' Sie verfolgt damit zwei Ziele: 
Zum einen strebt sie an, innovative Lösungen für 
Umweltprobleme zu unterstützen. Dabei wird die 
Orientierung am gesamten Produktlebenszyklus 
als eine flexible Herangehensweise angesehen, die 
den Unternehmen Raum bieten kann, effiziente 
Lösungen zur Reduktion der negativen Umwelt-
wirkungen von Produkten zu entwickeln.' Zum 
anderen verfolgt integrierte Produktpolitik aber 
auch ein ökonomisches Ziel, indem die internatio-
nale Marktführerschaft und die erfolgreiche Ent-
wicklung europäischer Unternehmen im Bereich 
umweltfreundlicher Produkte angestrebt werden.' 

1 Europäische Kommission: Grünbuch zur integrierten Produktpolitik. 
Brüssel 2001. Vgl. http://europa.eu.inticomm/environment/ipp/ 
2001 developments.htm 
2 Der Fokus auf Produkte in ihrem ganzen Lebenszyklus ist zwar neu 
auf der Ebene eines Politikkonzepts, einzelne produktbezogene Um-
weltpolitikinstrumente gibt es dagegen schon seit den 70er Jahren, 
etwa das Umweltkennzeichen , Blauer Engel' in Deutschland. 
3 Integrierte Produktpolitik ist aber nicht zu verwechseln mit betriebli-
cher Produktpolitik, die Teil des betrieblichen Managements ist. Sie ist 
auch nicht gleichzusetzen mit einem direkten staatlichen Eingriff in die 
Produktpolitik von Unternehmen, wie die Namensähnlichkeit nahe le-
gen mag und wie zum Teil von unternehmerischer Seite befürchtet wird. 
Vgl. Ernst & Young: Integrated Product Policy. A Study Analysing Natio-
nal and International Developments with Regard to Integrated Product 
Policy in the Environment Field and Providing Elements for an EC Policy 
in this Area. Executive Summary for the Final Report 1998. http:// 
europa. eu.int/comm/environment/ipp/ippsum. pdf 
4 BDI: Die Rolle der Wirtschaft in der Integrierten Produktpolitik. In: 
Ökologisches Wirtschaften, Nr. 6, 2000, S. 16. 
5 Ernst & Young, a. a.0., S. 2; Europäische Kommission, a. a. 0., S. 8 und 
S.20. 
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Integrierte Produktpolitik: Chancen für Umwelt- und Wirtschaftspolitik verstärkt nutzen 

Entwicklungschancen für die 
deutsche Wirtschaft im Bereich 
umweltfreundlicher Produkte 

Integrierte Produktpolitik 
stimuliert Innovationstätigkeit 
von Unternehmen 

Dieses Doppelziel soll durch unternehmerische 

Anreize zur verstärkten Entwicklung und Vermark-
tung umweltfreundlicher Produkte erreicht wer-
den. Derartige Anreize erhöhen beispielsweise die 
Chancen, Produktionskosten durch eine Steige-
rung der Öko-Effizienz zu reduzieren, ein positi-
ves Markenimage aufzubauen, neue Märkte bzw. 
Marktanteile zu erschließen und weitere staatliche 
Regulierungsmaßnahmen im Umweltbereich zu 
vermeiden.' 

In Deutschland wird integrierte Produktpolitik 
aufgrund der ökonomischen Zielsetzung nicht nur 
als Teil der Umweltpolitik, sondern auch als In-
dustriepolitik bezeichnet, die produktbezogene 

Innovationen in Unternehmen fördert. Entwick-
lungschancen für die deutsche Wirtschaft ergeben 
sich hierbei im Innovationswettbewerb, besonders 
im Aufbau von „Lead-Märkten" für Umweltinno-
vationen. Das Konzept fügt sich damit als Strate-
gie einer „Vorreiterpolitik" in die Vorstellung einer 
ökologischen Modernisierung ein, die ein wesent-
licher Bestandteil der Koalitionsvereinbarung der 
deutschen Bundesregierung für die gegenwärtige 

Legislaturperiode ist.' 

Die Ausrichtung der integrierten Produktpolitik an 
ökonomischen und Umweltzielen führt zu der 
Tendenz, vorrangig „Win-win"-Lösungen anzu-
streben. Dies bedeutet beispielsweise, Produkte zu 
entwickeln, die sowohl positive Umwelteigen-
schaften als auch gute Vermarktungschancen be-

sitzen. Derartige Lösungen werden vom Grün-
buch der EU favorisiert. Sie finden sich auch in 
den entsprechenden Vorüberlegungen in Deutsch-
land wieder.' 

Nahezu alle vorgeschlagenen IPP-Instrumente 
sollen auf unterschiedliche Weise stimulierend auf 
die Innovationstätigkeit von Unternehmen bezüg-
lich der Umwelteigenschaften ihrer Produkte wir-
ken. Dies gilt sowohl für die finanzielle Unterstüt-

zung von Produktforschung und -entwicklung in 
Unternehmen als auch für die Kooperation von 
Akteuren entlang dem Produktlebenszyklus.' Dar-
über hinaus gibt es eine Reihe von Instrumenten, 
die umweltfreundliche Produktinnovationen indi-
rekt fördern, indem sie z. B. die Ermittlung von 
Informationen zu den Umweltauswirkungen von 
Produkten unterstützen. Hier sind Produktöko-
bilanzen hervorzuheben. 

Ein Nachteil produktbezogener Politik wird darin 

gesehen, dass Produktinnovationen typischerwei-
se in relativ kleinen Schritten vor sich gehen. Da-
mit werden sie nicht den Erfordernissen eines öko-
logischen Strukturwandels gerecht, der auch radi-
kale Innovationen erfordert, die ganze (Produkt-) 
Systeme im Sinne eines „Transition Management" 

grundlegend verändern bzw. obsolet werden las-
sen können. 10 Deshalb sollte stärker von den Funk-
tionen der Produkte ausgegangen werden anstatt 
von den Produkten selbst. Auf diese Weise kann 
breiter nach einer energie- und materialsparenden 

sowie schadstoffarmen Alternative gesucht wer-
den. 

Produktbezogene Politikinstrumente im 
Überblick 

In zahlreichen EU-Mitgliedsländern sowie auf 
europäischer Ebene gibt es bereits eine Vielzahl 

von produktbezogenen Politikinstrumenten. Be-
sonders die Niederlande und skandinavische EU-
Länder verfügen nicht nur über einzelne Instru-
mente, sondern binden diese gleichzeitig in Kon-

zepte zur integrierten Produktpolitik ein." Im Un-
terschied dazu existieren in Deutschland zwar 
einige Instrumente, jedoch steht eine offizielle na-
tionale Konzeption noch aus. 12 Die EU selbst hat— 
beginnend in den 90er Jahren — zahlreiche produkt-
bezogene Rahmenregelungen geschaffen, bei-
spielsweise in den Bereichen Produktinformation, 
Normung, Recycling und zum Verbot gefährlicher 
Stoffe in Produkten. Die Mehrheit der EU-Mit-
gliedstaaten verfolgt allerdings noch keine aktive 
integrierte Produktpolitik. 

Allerdings ist festzustellen, dass neue Instrumente 
im Rahmen der integrierten Produktpolitik kaum 
vorgeschlagen werden. Ausnahmen sind die Idee 

6 Europäische Kommission, a. a.0., S. 11. 
7 M. Jänicke und A. Volkery: Agenda 2002 ff. Perspektiven und Ziel-
vorgaben nachhaltiger Entwicklung für die nächste Legislaturperiode. 
Kurzgutachten für die Friedrich-Eben-Stiftung und die Heinrich-Böll-
Stiftung. Berlin 2001, S. 15 und 29; Koalitionsvertrag von SPD und 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 16. Oktober 2002. 
8 Bund/Länder-Arbeitskreis ( BLAK): Steuerliche und Wirtschaftliche 
Fragen des Umweltschutzes: Positionspapier zur Stoff- und Produkt-
bezogenen Umweltpolitik. Berlin 2001, S. 23. 
9 Ein Beispiel für Innovationsförderung stellt die Initiative „GROWTH: 
Innovative Produkte, Verfahren und Organisationsformen" des bis Ende 
2002 geltenden 5. Forschungsrahmenprogramms der EU dar. Für das 
6. Forschungsrahmenprogramm kann erwartet werden, dass ähnliche 
Fördermaßnahmen möglich sind. Ein weiteres Instrument zur direkten 
Förderung von Produktinnovationen ist das in Dänemark entwickelte 
kooperative Instrument des Produktpanels. Vgl. Europäische Kommis-
sion, a. a. 0., S. 26. 
10 M. Jänicke und A.Volkery, a. a.0., S. 30. 
11 Das erste nationale Konzept zur integrierten Produktpolitik wurde 
1993 in den Niederlanden entwickelt und strebte vor allem eine Verbes-
serung umweltbezogener Produktinformationen an. Dänemark begann 
1996 mit der Erarbeitung einer Konzeption, die seitdem sukzessive wei-
terentwickelt wird und mittlerweile eine Vielzahl vor allem kooperativer 
Politikinstrumente umfasst. Bemerkenswert ist auch die Initiative von 
Dänemark, Island, Finnland, Norwegen und Schweden, im Rahmen des 
Nordic Council eine gemeinsame Rahmenkonzeption für integrierte Pro-
duktpolitik zu entwerfen, die weitgehenden Spielraum für individuelle 
nationale Ansätze bietet und dazu dienen soll, die Weiterentwicklung 
der integrierten Produktpolitik auf europäischer Ebene voranzutreiben. 
Vgl. Dutch Ministry of Housing, Physical Planning and Environment 
(VROM): Policy Document an Products and the Environment. Den Haag 
1993; Nordic Council of Ministers: Proposal for a Common Nordic IPP. 
Kopenhagen 2000. 
12 Zu ersten Vorarbeiten vgl. Bund/Länder-Arbeitskreis (BLAK), a. a.0.; 
IOW: Innovationen durch die Umweltpolitik — Integrierte Produktpolitik 
(IPP) in Deutschland. Gutachten im Auftrag des BMU. Heidelberg 2000. 
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Übersicht 1 

Klassifizierung und Beispiele produktbezogener Instrumente in Europa 

Kategorie Beispiele 

Produktinformation • Öko-Labels, z. B. Europäisches Öko-Label sowie „ Blauer Engel" in Deutschland 

• Freiwillige Umweltdeklarationen zu Produkten 

• Förderung der Weiterentwicklung von Produktökobilanzen 

• Verbindliche Warenkennzeichnung, Inhaltsdeklaration, Entsorgungshinweise 

Monetäre Anreize • Produzentenverantwortung durch Rücknahmepflicht für Produktabfall, z. B. Altautos, Altelektro-

geräte, Verpackungsabfall 

• Produktsteuern 

• Zuschüsse für Forschung und Entwicklung ( Produktinnovationen) 

Freiwillige Maßnahmen und Kooperationen • Freiwillige Selbstverpflichtung zur Rücknahme von Altprodukten, z. B. Altautos, graphische 

Papiere in Deutschland 

• Normung von Produkten und Produktkomponenten 

• Förderung des produktbezogenen betrieblichen Umweltmanagements 

• Produktpanel 

Ordnungsrechtliche Regelungen • Verbot von besonders umweltschädlichen Stoffen in Produkten 

• Zulassungsverfahren für Produkte, die gefährliche Stoffe enthalten 

• Recycling- bzw. Mehrwegquoten 

eines reduzierten Mehrwertsteuersatzes für Pro-
dukte, die das Europäische Öko-Label tragen, 
sowie der dänische Ansatz des Produktpanels.'' 

Übersicht 1 gibt eine allgemeine Klassifizierung 

und Beispiele produktbezogener Instrumente wie-
der, die bereits existieren bzw. gegenwärtig vor-
bereitet werden. Auffällig ist, dass viele dieser In-
strumente darauf gerichtet sind, negative Umwelt-
wirkungen in der Produktnutzungsphase und im 

Zusammenhang mit Produktabfall zu reduzieren. 

Einen Überblick über wichtige Produktgruppen 

und Sektoren, für die IPP-Instrumente in ausge-
wählten EU-Ländern bereits gelten bzw. diskutiert 
werden, gibt Übersicht 2. Am häufigsten sind pro-
duktbezogene Regelungen für elektrische und 
elektronische Erzeugnisse, Autos und Verpackun-
gen. Für diese existieren mittlerweile auch EU-
weite Regelungen. Zu erkennen ist, dass die Pro-

duktgruppen und Sektoren sehr stark von den län-
derspezifischen Bedingungen abhängig sind. 

Detaillierte Evaluationen der ökonomischen und 
Umweltauswirkungen produktbezogener Instru-
mente wurden bisher kaum durchgeführt. Dies 
mag zum einen auf Schwierigkeiten bei der Daten-
ermittlung beruhen. Zum anderen sind Instrumen-
te, die eher indirekt und langfristig wirken, grund-
sätzlich schwer zu bewerten. Dennoch kann auf 
eine gründliche Evaluation auch solcher Instru-
mente nicht verzichtet werden. Wichtige Informa-
tionen zur Gestaltung einer integrierten Produkt-
politik können aber aus den Erfahrungen einzelner 
EU-Länder bei der Umsetzung von Politikinstru-
menten gewonnen werden. 

13 Europäische Kommission, a. a.0., S. 13 und 26. 

Übersicht 2 

Wichtige Produktgruppen und Sektoren im Zusammenhang mit integrierter Produktpolitik 
in ausgewählten EU-Ländern und Regionen (zum Teil realisiert, zum Teil diskutiert) 

Land/Region Produktgruppe/Sektor 

Skandinavische Länder (gemeinsam) 

Dänemark 

Schweden 

Finnland 

Niederlande 

Deutschland 

Fischereiwesen, Bau, elektronische Industrie, Nahrungsmittel, Haushaltsgeräte 

Textilien, elektronische Erzeugnisse, Plastikerzeugnisse 

Autos, Autoreifen, elektronische und elektrische Geräte, Verpackungen, Druckerzeugnisse, Möbel, 
Nahrungsmittel, Baumaterialien 

Papier und Papiererzeugnisse 

Chemische Produkte, Felle und Leder, Holzfasern, Textilien, Schuhe, elektronische Erzeugnisse 

Verpackungen, Autos, elektrische und elektronische Geräte, graphische Papiere, Textilien, Bausektor 

EU-Ebene Verpackungen, Autos, elektrische und elektronische Geräte 

Quellen: Ernst & Young: Developing the Foundation for Integrated Product Policy in the EU. 2000; 
http.//europa.eu.inticommlenvironmentlipplipp_devrep.pdf; Ergänzungen des DIW Berlin. 
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Freiwilliges Umweltmanagement 
von Unternehmen mit Fokus auf 
Produkte fördern 

Kooperation von Akteuren 
entlang dem gesamten Produkt-
lebenszyklus unterstützen 

Product-Oriented Environmental 
Management (POEM) 

Der 1993 in den Niederlanden eingeführte Ansatz, 
nach dem Hersteller zur Veröffentlichung von Pro-
duktumweltinformationen verpflichtet wurden, 
stieß weitgehend auf Widerstand von Seiten der 
Wirtschaft. Er wurde daher 1996 durch einen auf 

freiwilligem Umweltmanagement von Unterneh-
men basierenden Politikansatz abgelöst, der als 
„Product Oriented Environmental Management" 
(POEM) bezeichnet wird. POEM baut auf der 
Konzeption freiwilliger zertifizierter Umweltma-
nagementsysteme von Unternehmen (Environ-
mental Management Systems — EMS) auf und er-
weitert diese um einen besonderen Fokus auf Pro-
dukte. 14 Der neue IPP-Ansatz rief positive Reak-
tionen der Wirtschaftsverbände hervor, erfuhr zu-
nächst aber ein großes Maß an Skepsis von Um-
weltorganisationen. Von 1997 bis 1999 wurden in 
den Niederlanden mehr als 60 Pilotprojekte zur 

inhaltlichen Ausgestaltung von POEM finanziell 
unterstützt, die positive Ergebnisse erbrachten und 
so der anfänglichen Skepsis entgegenwirkten. 
Daraufhin wurde eine weitere Förderperiode von 
fünf Jahren beschlossen, um umweltbezogene 

Aspekte stärker in Unternehmensentscheidungen 
integrieren zu können. 

Unternehmen benutzen POEM als ein strategi-
sches Instrument, um künftige Aktivitäten im Um-
weltbereich zu entwerfen. Zwei komplementäre 
Politikinstrumente haben sich als Erfolgsfaktoren 
für POEM herausgestellt. Zum einen bedarf es 
stimulierender Rahmenbedingungen, z. B. der Er-
wartung staatlicher Regulierungsmaßnahmen oder 
Selbstverpflichtungen der Branche. Zum anderen 
besteht ein großer Bedarf an Informationen zu den 
Umweltwirkungen von Produkten. POEM stellte 
sich damit als ein treibendes Element bei der Ein-
richtung von Informationssystemen verschiedener 
Branchen heraus. Beispielsweise wurde ein auf 
Ökobilanzen basierendes Informationssystem über 

Umweltwirkungen von Bauprodukten und -mate-
rialien eingerichtet, für das mehr als 100 Unter-
nehmen Lizenzen erwarben. 11 

Produktpanels 

Das Konzept des Produktpanels wurde in Däne-
mark in den Bereichen Textilien, elektronische 

Erzeugnisse, Gütertransportsysteme und Bau ent-
wickelt. Beispiele für bisherige Ergebnisse sind 
die Entwicklung je eines Systems zur Produktde-
klaration und zum Abfallmanagement im Bereich 

elektronischer Erzeugnisse. 

In einem Produktpanel arbeiten Unternehmen, 
Händler, Forschungseinrichtungen, Verbraucher-
organisationen und andere Interessenten zusam-
men, um gemeinsam Lösungen zu Umweltproble-
men zu entwickeln, die von Produkten ausgehen. 
Diese Kooperationsform wird in der Regel von 
den Beteiligten selbst organisiert und geleitet; 
gegebenenfalls erfährt sie finanzielle oder organi-
satorische Unterstützung von Seiten des Staates. 

Eine dem Panel ähnliche Initiative wurde von der 
Dänischen Vereinigung für Plastikerzeugnisse 
(Danish Plastics Federation) ins Leben gerufen 
mit dem Ziel, die Umweltwirkungen von ausge-
wählten Produkten aus Plastik zu verbessern. Den 
Ausgangspunkt bildeten Ökobilanzen für sechs 
Produkte. Problematisch gestaltete sich die Einbe-
ziehung des Handels, der (teilweise industriellen) 
Käufer sowie kleiner Unternehmen, denen ein in-
dividueller Nutzen aus ihrer Beteiligung nicht ver-
mittelt werden konnte. Wirkungsgrenzen dieser 
Initiative wurden schließlich auch darin gesehen, 

dass es in Dänemark keine Produzenten von Plas-
tikrohmaterial gibt. Ein möglicher Ansatz wäre es, 
Panels EU-weit einzurichten. Dies wäre aber mit 
einem hohen Organisationsaufwand verbunden. 

In Deutschland wurde der Versuch unternommen, 
ein Produktpanel für Möbel einzurichten. Dieser 

ist wegen mangelnder Motivation der Beteiligten 
zur Kooperation letztlich gescheitert. Ein erfolg-
reich abgeschlossenes Produktpanel in Deutsch-
land gab es dagegen für Automobile. Den Rahmen 
für dieses Panel bildete eine freiwillige Vereinba-
rung zwischen der Bayerischen Regierung und der 
Industrie, die auch Aktivitäten der integrierten 
Produktpolitik beinhaltete. 

In Schweden existieren zwei Panels in den Berei-
chen Bau und Nahrungsmittel, die von führenden 

Unternehmen der Branchen maßgeblich geprägt 
werden. Auch in diesen Panels wurde die Erfah-

rung gemacht, dass zusätzliche Anreize benötigt 
werden, um eine erfolgreiche Arbeit zu ermögli-
chen. Vorgeschlagen wurden unter anderem diffe-
renzierte Steuersätze, die umweltfreundliche Bau-
weisen und hochgradig energieeffiziente Gebäude 
begünstigen, sowie ein Dialog zwischen Staat und 
Wirtschaft zu möglichen künftigen Regulierungs-
maßnahmen. 16 

14 EMS werden im Rahmen der EU-Initiative „ Eco-Management and 
Audit Schemes" (EMAS) und unter Bezug auf den Internationalen Stan-
dard ISO 14.001 entwickelt. Dies gilt weitgehend auch für POEM. 
15 Dutch Ministry of Housing, Physical Planning and Environment 
(VROM): State and Next Phase of Integrated Product Policy in the 
Netherlands. In: Ökologisches Wirtschaften, Nr. 6, 2000, S. 15-20. 
16 European Commission: Summary of Discussions at the 5th Integrated 
Product Policy Expert Workshop , Product Panels". Brüssel 2001. 
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Produktverantwortung durch Rücknahme-
pflicht 

Das umweltpolitische Prinzip der Produktverant-
wortung beinhaltet, dass Produzenten die — vor al-
lem finanzielle — Verantwortung für ihre Produkte 

entlang dem gesamten Lebenszyklus tragen." 
Ohne eine derartige Regelung endet diese Verant-
wortung meist mit dem Zeitpunkt, in dem die Pro-
dukte von den Konsumenten erworben werden. In 
der Regel kann davon ausgegangen werden, dass 
es die Konsumenten sind, die beispielsweise für 
die Produktabfallentsorgung finanziell aufkom-
men. Diese „Preissignale" fließen aber typischer-
weise nicht in ihre Kaufentscheidungen ein. Ein 
Grund dafür liegt darin, dass die Gesamtkosten 
der Abfallentsorgung nicht ohne weiteres auf in-
dividuelle Produkte bezogen werden können. Im 
Falle von langlebigen Produkten, z. B. Autos, 
kommt hinzu, dass aufgrund der mehrjährigen 
Zeitspanne zwischen Kauf und Entsorgung kaum 
Anreizwirkungen von den Entsorgungskosten auf 
die Kaufentscheidung ausgehen. Sofern dies der 
Fall ist, erwächst auch kein Anreiz für Hersteller, 
Produktabfall in möglichst geringem Umfang und 
in umweltverträglicher Qualität anzustreben. 

Ein Instrument zur Realisierung der Produktver-
antwortung ist die staatlich auferlegte Pflicht für 
Hersteller, Produkte nach Ablauf ihrer Nutzungs-
dauer von den Konsumenten wieder zurückzuneh-
men. Hiermit muss aber keine tatsächliche physi-
sche Rücknahme verbunden sein, sondern ledig-

lich die Übernahme der Kosten fair eine solche 
Rücknahme durch ein Entsorgungs- oder Verwer-
tungsunternehmen. Diese Form der Produktver-
antwortung ist im deutschen Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz von 1994 verankert und durch 
Verordnungen für Verpackungsabfall, Altautos 
und Altbatterien umgesetzt worden sowie für Alt-
elektrogeräte vorgesehen. In Ergänzung dazu gibt 
es auch einige freiwillige Selbstverpflichtungen 
der Wirtschaft, beispielsweise zur Rücknahme 
von Altbatterien, graphischen Altpapieren, Bauab-
fall und Altautos. 11 Ähnliche Regelungen wie in 
Deutschland existieren auch in anderen EU-Län-
dem, beispielsweise in Schweden. FürAltfahrzeu-
ge, Produktverpackungen und Altbatterien besteht 
der rechtliche Rahmen für die Produktverantwor-
tung auch auf europäischer Ebene; für Elektroalt-
geräte ist er vorgesehen. 19 

Die Erfahrungen mit bereits bestehenden Rück-
nahmeregelungen zeigen, dass aufgrund des ho-
hen Verwaltungsaufwands (je eine Rechtsverord-
nung pro Produktart) eine solche Pflicht nur für 
eine begrenzte Zahl von Produktarten sinnvoll ist. 
Diese Produkte müssen außerdem in großer Zahl 
vorhanden sein, um den Aufwand für die Rück-

nahme zu rechtfertigen. Da in vielen Fällen die 
Hersteller von Produkten nicht im jeweiligen 
Land der Konsumenten angesiedelt sind, ist es 
außerdem wichtig, dass sich die Produktverant-
wortung nicht nur auf Hersteller, sondern auch Im-
porteure bezieht, wie es in Deutschland der Fall 
ist. 

Fazit 

Integrierte Produktpolitik kann eine wertvolle Er-
gänzung zu bereits bestehenden Umweltpolitikan-
sätzen darstellen. Ein großer Vorteil dieses Kon-
zepts liegt in seiner ganzheitlichen Herangehens-
weise an produktbezogene Umweltprobleme. Dies 
macht aber auch einen enorm hohen Informations-
bedarf notwendig, beispielsweise über die Um-
weltauswirkungen von Produkten entlang ihrem 
Lebenszyklus. Der Informationsbedarf ebenso wie 
die notwendige Beschränkung auf bestimmte 
Produktgruppen müssen als Nachteil angesehen 
werden. 

Die Chance der integrierten Produktpolitik besteht 
darin, ökologische und ökonomische Ziele inner-
halb der EU zu verbinden. Es geht zum einen dar-
um, Unternehmen zu motivieren und zu unterstüt-
zen sowie marktfähige Produktlösungen im Ein-
klang mit Umweltzielen zu entwickeln. Zum an-
dern wird angestrebt, dass sich EU-Unternehmen 
durch umweltfreundliche Produktinnovationen 
auf internationalen Märkten etablieren. Ob dieses 
Konzept den Anforderungen eines grundlegenden 
ökologischen Strukturwandels gerecht werden 
kann, hängt unter anderem davon ab, ob in Zu-

kunft auch von den Funktionen der Produkte oder 
nur von den Produkten selbst ausgegangen wird. 
Die integrierte Produktpolitik ist eher mit einer 
Strategie der ökologischen Modernisierung ver-
einbar. 

Insgesamt betrachtet gibt es sowohl bei den pro-
duktbezogenen Politikstrategien als auch bei ihrer 

Umsetzung in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten 
beträchtliche Unterschiede. Der Vorzug skandina-
vischer und niederländischer Aktivitäten liegt vor 

allem in den kooperativen Ansätzen sowohl zwi-

17 Auch Garantieleistungen von Herstellern für Konsumenten sind ein 
Beispiel der Produktverantwortung, basieren allerdings nicht auf einer 
umweltpolitischen Motivation. 
18 Nähere Informationen zur Verpackungsverordnung von 1991 (ge-
ändert 1998), Alt-Autoverordnung von 1997 (geändert 2002), Batte-
rieverordnung von 1998, geplanten Verordnung für Alt-Elektro- und 
Elektronikgeräte sowie zu den Selbstverpflichtungen sind zu finden 
unter http://www.bmu.de 
19 Nähere Informationen zur Richtlinie über Altfahrzeuge von 2000, 
Richtlinie über Verpackungen und Verpackungsabfälle von 1994, 
Richtlinie über gefährliche Stoffe enthaltende Batterien und Akkumu-
latoren von 1991 (geändert 1993, 1998) und zum Vorschlag für eine 
Richtlinie über Elektro- und Elektronikaltgeräte sind zu finden unter 
http://europa.eu.intlscodplus/leg/de/s 15002.htm 

Produktrücknahmepflicht schafft 
Anreiz für Innovationen im 
Produktabfallbereich 

Integrierte Produktpolitik 
verbindet ökologische und 
ökonomische Ziele ... 

. durch Schaffung von Rahmen-
bedingungen für umweltfreund-
liche Produktinnovationen 
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Integrierte Produktpolitik in 
Deutschland jetzt weiter voran-
treiben 

sehen Staat und Wirtschaft als auch zwischen Un-
ternehmen. Instrumente wie POEM und Produkt-
panel können Ressourcen bündeln und stärken die 
Innovationskraft kooperierender Unternehmen. 

Das Grünbuch zur integrierten Produktpolitik 
schlägt spezifische EU-Politikinitiativen vor, die 
im Wesentlichen die Rahmenbedingungen für die 
Mitgliedstaaten schaffen sollen. Damit besteht 
Spielraum für die Mitgliedstaaten, eigene Kon-
zepte zu entwickeln. Ein europäisches Rahmen-
konzept erscheint auch deshalb wichtig, da viele 
Produkte nicht national, sondern zu einem großen 
Teil innerhalb der EU gefertigt und gehandelt wer-

den. Es ist bedauerlich, dass das EU-Weißbuch 
noch auf sich warten lässt. Die vielfältigen Erfah-
rungen innerhalb der EU mit nationalen Konzep-
tionen und Instrumenten machen es aber möglich, 
auch jetzt schon in Deutschland die integrierte 
Produktpolitik auf konzeptioneller Ebene und in 
der Umsetzung weiter voranzutreiben. Die großen 

Herausforderungen bestehen dabei in der Ent-
wicklung von effektiven „Instrumenten-Sets" und 
in der ressortübergreifenden Kooperation von 
Ministerien und Verwaltungen. Dabei ist es unver-
zichtbar, die Weiterentwicklung dieses Konzepts 
stärker als bisher durch ökonomische und ökolo-
gische Evaluationen zu begleiten. 
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Einladung zu einer Informationsveranstaltung der 
Deutschen Statistischen Gesellschaft ( DstatG) 
zum Thema 

juropäische Statistik" 

am 16. Dezember 2002 im DIW Berlin 

Programm 

9.00 Uhr Begrüßung (Prof. Dr. Reiner Stäglin, DstatG und DIW Berlin) 

9.15 Uhr Europäische Statistik — Warum es läuft, wie es läuft, und warum es 
nicht immer so geht, wie man es gerne hätte ( Dr. W. Grünewald, 
Eurostat) 

11.00 Uhr Kaffeepause 

11.15 Uhr Ausgewählte europäische statistische Produkte und Dienstleistungen 
(Dr. W. Grünewald, Eurostat, und C. Brunner, Statistisches Bundesamt/ 
i-punkt Berlin) 

12.30 Uhr Mittagessen 

14.00 Uhr Europäische Bankenstatistik — Stand der Harmonisierungsarbeiten 
und künftige Herausforderungen (S. Brunken, Deutsche Bundesbank) 

15.30 Uhr Kaffeepause 

15.45 Uhr Zugangswege zur und Verbreitung von Europäischen Statistiken 
(C. Brunner, Statistisches Bundesamt/i-punkt Berlin) 

16.45 Uhr Ende der Veranstaltung 

Ort: DIW Berlin, Sitzungssaal E 05 
Englerallee 40, 14195 Berlin 
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